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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Januar 1961 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


i 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 226. Sitzung am 2. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. 
Posifach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
durch vereinbarte vermögenswirksame Leistungen 
der Arbeitgeber wird nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes gefördert. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nur 
für vermögenswirksame Leistungen an Arbeitneh- 
mer im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes. § 4 
Abs. 2 Buchstabe f des Betriebsverfassungsgesetzes 
findet keine Anwendung. 

§ 2 

(1) Vermögenswirksame Leistungen sind Lei- 
stungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
erbringt 

a) als Sparbeiträge des Arbeitnehmers, die 
nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Prämien für Sparleistungen (Spar-Prämien- 
gesetz) vom 5. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) prämienbegünstigt werden, 

b) als Aufwendungen des Arbeitnehmers zur 
Förderung des Wohnungsbaues, die nach 
dem Gesetz über die Gewährung von Prä- 
mien für Wohnungsbausparer (Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz) in der Fassung vom 
21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 482) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) 
prämienbegünstigt werden, oder 

c) als Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
den Erwerb eigener Aktien des Arbeit- 
gebers zu einem Vorzugskurs unter Ver- 
einbarung einer fünfjährigen Sperrfrist 
(§ 6 des Gesetzes über steuerrechtliche 
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapi- 
tals aus Gesellschaftsmitteln und bei Über- 
lassung von eigenen Aktien an Arbeitneh- 
mer vom 30. Dezember 1959, Bundes- 
gesetzbl. I S. 834). 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben a 
und b hat der Arbeitgeber für die berechtigten 
Arbeitnehmer unmittelbar an das Unternehmen 
oder Institut zu leisten, bei dem die vermögens- 
wirksame Anlage zu erfolgen hat. Das Unterneh- 
men oder Institut hat dem Arbeitgeber Art und 
Dauer der Anlage der Leistungen zu bestätigen; es 
hat die vermögenswirksame Leistung des Arbeit- 
gebers als solche besonders kenntlich zu machen. 


§ 3 

Die vermögenswirksamen Leistungen müssen ent- 
weder allen Arbeitnehmern (§ 1 Abs. 2) des Betrie- 
bes oder eines Betriebsteils oder Gruppen von Ar- 
beitnehmern zugesagt werden, die nach Tätigkeits- 
merkmalen, Berufsausbildung, Dauer der Berufszu- 
gehörigkeit oder nach ähnlichen sachlichen Merk- 
malen abgegrenzt sind. 

§ 4 

(1) Betriebsvereinbarungen über vermögenswirk- 
same Leistungen müssen Bestimmungen enthalten 
über: 

a) die Hohe und Fälligkeit der Leistungen, 

b) den Kreis der berechtigten Arbeitnehmer 
und 

c) die Art der vermögenswirksamen Anlage 
sowie das Unternehmen oder Institut, bei 
dem sie erfolgen soll. 

(2) Sieht die Betriebsvereinbarung vor, daß der 
Arbeitnehmer zwischen verschiedenen Arten der 
Anlage wählen oder das Unternehmen oder Insti- 
tut, bei dem sie erfolgen soll, selbst bestimmen 
kann, so hat der Arbeitnehmer hierüber vor Ein- 
tritt der Fälligkeit eine schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Arbeitgeber abzugeben. Die Betriebsver- 
einbarung muß bestimmen, in welcher Weise die 
vermögenswirksamen Leistungen für diejenigen Ar- 
beitnehmer angelegt werden, die eine Erklärung 
nach Satz 1 nicht rechtzeitig abgegeben haben. 

(3) Bei vermögenswirksamen Leistungen, die 
nicht auf Grund einer Betriebsvereinbarung gewährt 
werden, bedarf die Art der vermögenswirksamen 
Anlage und die Bestimmung des Unternehmens 
oder Instituts, bei dem sie erfolgen soll, der Zustim- 
mung des Arbeitnehmers. 

§ 5 

Werden die vermögenswirksamen Leistungen auf 
Grund einer Ergebnisbeteiligung erbracht, so gelten 
an Stelle des § 4 die §§ 6 bis 9. 

§ 6 

(1) Ergebnisbeteiligung im Sinne dieses Gesetzes 
ist die vereinbarte Beteiligung der Arbeitnehmer an 
dem durch ihre Mitarbeit erzielten Leistungserfolg 
des Betriebes oder wesentlicher Betriebsteile. Der 
Leistungserfolg ist nach betriebswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten jeweils für bestimmte Berechnungs- 
zeiträume zu ermitteln. Die Ergebnisbeteiligung ist 
vor Beginn eines Berechnungszeitraumes zu verein- 
baren. 
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(2) Die Ergebnisbeteiligung kann auch für die 
Gesamtheit der Betriebe eines Unternehmens ver- 
einbart werden. 

§ 7 

(1) Verträge mit Arbeitnehmern über eine ver- 
mögenswirksame Ergebnisbeteiligung bedürfen der 
Schriftform. Sie müssen Bestimmungen enthalten 
über die Art der Ergebnisbeteiligung, die Bemes- 
sungsgrundlage, die Grundsätze für die Berechnung 
des Ergebnisanteils und den Berechnungszeitraum. 

(2) Die Verträge sollen Bestimmungen enthalten 
über 

a) Frist und Form der Mitteilung des Ergeb- 
nisanteils an den Arbeitnehmer, 

b) die Fälligkeit des Ergebnisanteils, 

c) die Art der vermögenswirksamen Anlage 
und das Unternehmen oder Institut, bei 
dem die Anlage erfolgen soll, 

d) die Beendigung der Ergebnisbeteiligung, 
insbesondere für den Fall der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 

(3) Soweit die Verträge keine Bestimmungen 
nach Absatz 2 enthalten, gelten folgende Vor- 
schriften: 

a) Die Höhe des Ergebnisanteils ist dem be- 
teiligten Arbeitnehmer binnen drei Mona- 
ten nach Ablauf des Berechnungszeitrau- 
mes schriftlich mitzuteilen; er wird zwei 
Monate nach der Mitteilung fällig. 

b) Der Arbeitnehmer ist berechtigt, das Un- 
ternehmen oder Institut, bei dem die ver- 
mögenswirksame Anlage des Ergebnis- 
anteils erfolgen soll, jeweils zu benennen. 

c) Der Vertrag kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Schluß eines Berechnungs- 
zeitraumes gekündigt werden. 

d) Endet das Arbeitsverhältnis während 
eines Berechnungszeitraumes, so ist der 
Arbeitnehmer an dem für diesen Berech- 
nungszeitraum ermittelten Ergebnis betei- 
ligt, wenn er dem Betrieb mindestens 
während der Hälfte des Berechnungszeit- 
raumes angehört hat; sein Ergebnisanteii 
bemißt sich nach dem Verhältnis der Zeit, 
die er während des Berechnungszeitrau- 
mes dem Betrieb angehört hat, zum Be- 
rechnungszeitraum. 


dem die Anlage erfolgen soll; § 4 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(2) Die Betriebsvereinbarungen sollen Bestim- 
mungen enthalten über 

a) Frist und Form der Mitteilung der Ergeb- 
nisanteile an die Arbeitnehmer, 

b) die Fälligkeit der Ergebnisanteile, 

c) die Beendigung der Betriebsvereinbarung, 

d) die Beendigung der Ergebnisbeteiligung, 
insbesondere für den Fall der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 

(3) Soweit Betriebsvereinbarungen keine Bestim- 
mungen nach Absatz 2 enthalten, gelten folgende 
Vorschriften: 

a) Für die Mitteilung der Ergebnisanteile an 
die Arbeitnehmer und ihre Fälligkeit gilt 
§ 7 Abs. 3 Buchstabe a entsprechend. 

b) Die Betriebsvereinbarung kann mit einer 
Frist von 3 Monaten zum Schluß eines 
Berechnungszeitraumes gekündigt werden. 

c) Im Fall der Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses eines Arbeitnehmers gilt § 7 
Abs. 3 Buchstabe d entsprechend. 

§ 9 

(1) Der Arbeitgeber hat den beteiligten Arbeit- 
nehmern auf Verlangen Auskunft über die Richtig- 
keit der Berechnung der Ergebnisanteile zu erteilen. 
Auf Wunsch des Arbeitgebers haben die beteiligten 
Arbeitnehmer aus ihrer Mitte nicht mehr als drei 
Beauftragte zur Wahrnehmung dieser Auskunfts- 
rechte zu wählen. Die Beauftragten haben über ver- 
trauliche Angaben, die ihnen vom Arbeitgeber aus- 
drücklich als geheimzuhalten bezeichnet worden 
sind, Stillschweigen auch nach Ausscheiden aus dem 
Betrieb zu wahren. 

(2) Anstelle der Auskunft nach Absatz 1 kann 
der Arbeitgeber jederzeit bei Mitteilung der Ergeb- 
nisanteile an die Arbeitnehmer die Bestätigung 
eines Wirtschaftsprüfers oder eines vereidigten 
Buchprüfers über die Richtigkeit der Berechnung der 
Ergebnisanteile vorlegen. 

(3) Durch schriftliche Verträge (§ 7) oder Be- 
triebsvereinbarungen (§ 8) kann eine von den Ab- 
sätzen 1 und 2 abweichende Regelung des Aus- 
kunftsrechts oder des Verfahrens bestimmt werden. 

§ 10 


. (1 ) Auf Antrag des Arbeitgebers wird die Lohn- 

S Steuer nach einem festen Pauschsteuersatz von der 

(1) Betriebsvereinbarungen über eine Vermögens- Summe der Aufwendungen für vermögenswirksame 
wirksame Ergebnisbeteiligung der Arbeitnehmer Leistungen nach diesem Gesetz erhoben, die der 
müssen Bestimmungen enthalten über ’ Arbeitgeber an Arbeitnehmer mit einem Arbeits- 

a) die Art der Ergebnisbeteiligung, die Be- : l°hn von nicht mehr als 15 000 Deutsche Mark im 

messungsgrundlage, die Grundsätze für Kalenderjahr gewährt, soweit sie bei dem einzelnen 

die Berechnung der Ergebnisanteile und Arbeitnehmer 312 Deutsche Mark im Kalenderjahr 

den Berechnungszeitraum; nicht übersteigen. Der Pauschsteuersatz beträgt 

10 vom Hundert. Soweit die Aufwendungen für den 

b) den Kreis der beteiligten Arbeitnehmer; cinze lnen Arbeitnehmer 312 Deutsche Mark im 

c) die Art der vermögenswirksamen Anlage Kalenderjahr übersteigen, ist die Lohnsteuer nach 

sowie das Unternehmen oder Institut, bei , den allgemeinen Vorschriften zu erheben. 


3 



Drucksache 2390 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


(2) Voraussetzung für die Anwendung des | 
Pauschsteuersatzes ist, daß der Arbeitgeber den An- 
trag jeweils für alle in einem Kalenderjahr zu er- 
bringenden Leistungen stellt und sich verpflichtet, 
die Lohnsteuer zu übernehmen. In dem Antrag hat 
der Arbeitgeber zu versichern, daß die Leistungen 
nach diesem Gesetz erbracht werden. Beim Lohn- 
steuer-Jahresausgleich und bei einer Veranlagung 
zur Einkommensteuer bleiben die Beträge, die nach 
Absatz 1 besteuert worden sind, und die dafür ent- 
richtete Lohnsteuer außer Betracht. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften zu erlassen über das Verfahren 
zur Anwendung des Pauschsteuersatzes sowie über 
die Nachforderung der Lohnsteuer in Fällen, in 
denen die Voraussetzungen für die Inanspruch- 
nahme des Pauschsteuersatzes nicht Vorgelegen 
haben. 


§ 11 

Vermögenswirksame Leistungen nach diesem Ge- 
setz sind kein Entgelt im Sinne der Sozialversiche- 
rung, soweit sie zusammen mit Aufwendungen des 
Arbeitgebers für die Zukunftsicherung des Arbeit- 
nehmers 312 DM im Kalenderjahr nicht übersteigen; 
zu diesen Aufwendungen gehören nicht die auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtung geleisteten. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


1 . 

Zur Verwirklichung der von der Bundesregierung 
vertretenen Eigentumspolitik sind in den letzten 
Jahren zahlreiche Maßnahmen getroffen worden, 
die beachtliche Anreize zur Vermögensbildung ge- 
rade von Beziehern auch kleiner und mittlerer Ein- 
kommen geschaffen haben. 

Eine entscheidende Verstärkung der Anreize zur 
Vermögensbildung ist insbesondere vom Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz, von der großzügigen För- 
derung des Familienheimerwerbs, vom Spar-Prä- 
miengesetz sowie vom Ausbau der steuerlichen 
Begünstigung der Vermögensbildung (Erhöhung 
der Höchstsätze für Sonderausgaben, Erleichterung 
bei der Kapitalertragsteuer, Vermögensteuer und 
Versicherungsteuer) ausgegangen. Darüber hinaus 
haben die Maßnahmen zur Privatisierung bundes- 
eigener Unternehmen durch Ausgabe von Klein- 
aktien (Volksaktien) und die Verabschiedung des 
Investmentgesetzes den Erwerb kleingestückelter 
Wertpapiere erleichtert. Zu erwähnen ist ferner, 
daß im Zusammenhang mit der sogenannten Kleinen 
Aktienrechtsreform gesellschaftsrechtliche und steu- 
errechtliche Vorschriften ergangen sind, die die 
Ausgabe von Belegschaftsaktien fördern und die 
Überlassung von eigenen Aktien an Arbeitnehmer 
zu Vorzugskursen begünstigen. 

Eine gewisse Erhöhung der Sparfähigkeit breiter 
Schichten ist — abgesehen von der Einkommens- 
entwicklung — vor allem durch die Neugestaltung 
des Einkommensteuertarifs, die Anhebung der tarif- 
lichen Freigrenzen, der Kinderfreibeträge sowie 
durch das Splittingverfahren erfolgt. 

2 . 

Seit langem wird in weiten Kreisen der Arbeit- 
nehmerschaft die Forderung erhoben,, die Vermö- 
gensbildung der unselbständig Beschäftigten, ins- 


besondere mit geringen Einkommen, durch gezielte 
Maßnahmen zu fördern. Hierzu sind in den letzten 
Jahren zahlreiche Vorschläge entwickelt worden. 
Erörtert werden vor allem die Vorschläge zur Bil- 
dung betrieblichen Miteigentums sowie die Inve- 
stivlohnpläne. Von gewerkschaftlicher Seite ist 
außerdem der Gedanke des überbetrieblichen Mit- 
eigentums zur Diskussion gestellt worden. 

a) Die Miteigentumspläne sehen eine gesellschafts- 
rechtliche Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer 
am arbeitgebenden Unternehmen vor. Die Ver- 
tretung der Arbeitnehmer soll hierbei durch 
Werk- oder Sozialgenossenschaften erfolgen. 
Diese Vorschläge dürften im Hinblick auf eine 
Fülle von schwierigen eigentumsrechtlichen, ge- 
sellschaftsrechtlichen und sozialpolitischen Fra- 
gen, die sie aufwerfen, kaum durchführbar sein. 
Zudem ist gerade bei diesen Vorschlägen das 
doppelte Risiko des Arbeitnehmers, der nicht 
nur mit seinem Arbeitsplatz, sondern auch mit 
seiner Einlage vom Bestand des Betriebes ab- 
hängig wäre, zu beachten. 

b) Die Investivlohnpläne sehen eine Festschreibung 
derjenigen Teile von Lohnerhöhungen vor, die 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht nicht in bar 
ausgezahlt werden können. Die Festlegung soll 
entweder im arbeitgebenden Unternehmen oder 
bei Investmentgesellschaften erfolgen. Diese 
Pläne können deshalb nicht verfolgt werden, 
weil die betriebliche Variante des Investivlohnes 
nur dort tragbar ist, wo in stärkerem Maße aus 
eigenen Mitteln investiert wird, d. h. vor allem 
in der Großindustrie. Überdies würde durch Ver- 
folgung dieser Pläne die aus volkswirtschaft- 
licher Sicht unerwünschte übertriebene Selbst- 
finanzierung, insbesondere der Großindustrie, 
eine soziale Rechtfertigung erfahren. Für die 
mittelständische Wirtschaft käme die Einführung 
des Investivlohnes einer normalen Lohnerhö- 
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hung gleich. Auch könnte die Gefahr einer Über- 
wälzung auf die Preise kaum ausgeschaltet 
werden. Dies würde auch für modifizierte For- 
men des Investivlohnes gelten, die nicht die 
Anlage im arbeitgebenden Betrieb vorsehen. 

c) Die Vorschläge zur Bildung überbetrieblichen 
Miteigentums sehen eine zwangsweise Ab- 
schöpfung der Selbstfinanzierungsquote bei den 
Großunternehmen vor. Diese Unternehmen sol- 
len einen Teil ihres Vermögenszuwachses in der 
Form von eigenen Aktien oder Obligationen an 
einen Sozialfonds übertragen, der seinerseits 
kleingestückelte Investmentzertifikate an die 
Arbeitnehmer ausgeben würde. Die Verwirk- 
lichung dieser Pläne würde ebenfalls eine Recht- 
fertigung der Selbstfinanzierung bedeuten und 
vor allem neue wirtschaftliche Machtpositionen 
schaffen, die eine beherrschende Stellung inner- 
halb der Gesamtwirtschaft einnehmen könnten. 
Sie sind deshalb mit dem bestehenden System 
der Sozialen Marktwirtschaft unvereinbar. 

3. 

Die geschilderten Vorschläge zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer dürften sich 
aus den angeführten Gründen für eine allgemeine 
gesetzliche Regelung nicht eignen. Dagegen er- 
scheint es angebracht, zur Förderung der Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer eine Festlegung von 
Beträgen anzustreben, wie sie als regelmäßige oder 
einmalige Zuwendungen der verschiedensten Art be- 
reits von vielen Betrieben gewährt werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht deshalb eine 
Begünstigung der vermögenswirksamen Anlage 
solcher Zuwendungen der Arbeitgeber vor. Dabei 
wird bewußt eine nicht zu enge Formulierung ge- 
wählt, um es auch kleinen und mittleren Unterneh- 
men zu ermöglichen, solche Leistungen in einer 
Weise zu erbringen, die ihrer besonderen Lage 
entspricht. Derartige Leistungen sollen deshalb 
auch dann gefördert werden, wenn sie nicht im vor- 
aus vereinbart werden können, sondern je nach der 
Ertragslage von Fall zu Fall gewährt werden. Er- 
wünscht sind vor allem solche Zuwendungen, die 
an einen besonderen Beitrag der Arbeitnehmer zum 
Betriebserfolg anknüpfen. Diese leistungsbezogenen 
Formen sind sowohl aus einzelbetrieblicher wie aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht forderungswürdig: 

Aus einzelwirtschaftlicher Sicht, weil sie geeignet 
sind, das Verhältnis zwischen Kosten und Ertrag 
des einzelnen Unternehmens, die Qualität seiner 
Erzeugnisse und damit seine Wettbewerbsfähigkeit 
zu verbessern; aus gesamtwirtschaftlicher Sicht, 
weil sie beispielsweise über eine Senkung des 
Kostenniveaus ein Gegengewicht gegen Preisauf- 
triebstendenzen schaffen. Darüber hinaus entspricht 
die Vermögensbildung aus derartigen leistungsbe- 
zogenen Zuwendungen der weithin vertretenen 
Auffassung, daß die Eigentumsbildung nicht auf 
Geschenken, sondern auf eigenen Anstrengungen 
beruhen soll. 

Begünstigt werden soll nur die vermögenswirksame 
Anlage derartiger Leistungen. 


Dies entspricht der Zielsetzung des Entwurfs, den 
Aufbau persönlichen Vermögens bei Nichtunterneh- 
mern aus gesellschaftspolitischen Erwägungen und 
im Interesse der Kapitalbildung der Volkswirtschaft 
zu fördern. 

Für die vermögenswirksame Anlage wird grund- 
sätzlich eine fünfjährige Festlegung gefordert. Zur 
Erleichterung der Feststellung, ob die geleisteten 
Beträge auch tatsächlich in dieser Weise festgelegt 
worden sind, werden im Gesetz nur Anlagemöglich- 
keiten zur Wahl gestellt, bei denen die bei der 
Festlegung zu beachtenden Vorschriften bereits 
anderweitig geregelt sind. Als Anlagemöglichkeiten 
kommen in Betracht: Die im Spar-Prämiengesetz 
und Wohnungsbau-Prämiengesetz vorgesehenen 
Anlageformen sowie die Erbringung der Eigen- 
leistung des Arbeitnehmers zum steuerbegünstig- 
ten Erwerb von Belegschaftsaktien zu Vorzugskur- 
sen nach den Bestimmungen des Gesetzes über 
steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln und bei 
Überlassung von eigenen Aktien an Arbeitnehmer. 
Die Begünstigung der vermögenswirksamen Anlage 
erfolgt einmal durch die Einräumung eines günsti- 
gen Pauschsteuersatzes von 10 v. H. auf die Be- 
träge, die der Arbeitgeber den Arbeitnehmern zu- 
wendet, sofern der Arbeitgeber die Lohnsteuer 
übernimmt und soweit die Leistungen 312 DM im 
Kalenderjahr je Arbeitnehmer nicht übersteigen. 
Außerdem werden vermögenswirksam angelegte 
Leistungen bis zu einem Betrag von 312 DM im 
Kalenderjahr bei der Berechnung der Beiträge zur 
Sozialversicherung außer Ansatz gelassen, soweit 
dieser Betrag nicht bereits durch Aufwendungen 
des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung des 
Arbeitnehmers in Anspruch genommen ist. 

Das Gesetz sieht außerdem eine Reihe von Rahmen- 
bestimmungen vor, um eine mißbräuchliche Ausnut- 
zung von Vereinbarungen über vermögenswirksame 
Leistungen zu verhindern. 


Begründung der einzelnen Vorschriften 
Zu § 1 

Die Vorschrift enthält in Absatz 1 den Grundsatz, 
daß bestimmte betriebliche Leistungen zur Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer gefördert werden 
sollen. Die Leistungen können als einmalige Zu- 
wendungen ohne Rücksicht auf bestimmte Beweg- 
gründe des Arbeitgebers gewährt werden, wenn 
auch in der Regel eine Bezugnahme auf den Bei- 
trag der Arbeitnehmer zum Erfolg des Betriebes 
wünschenswert erscheint. Für einmalige Zuwen- 
dungen gelten die Vorschriften des § 4. Daneben 
besteht die Möglichkeit der Vereinbarung von ver- 
mögenswirksamen Ergebnisbeteiligungen nach Maß- 
gabe der §§ 5 bis 9. Die Förderung durch das 
Gesetz bezieht sich nur auf vermögenswirksame 
Leistungen des Arbeitgebers (§ 2); sie besteht in 
steuerlichen (§ 10) und sozialversicherungsrecht- 
lichen (§ 11) Begünstigungen. 

Entsprechend der Zielsetzung des Gesetzes, die 
Vermögensbildung gerade bei Beziehern geringer 
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und mittlerer Arbeitseinkommen zu fördern, kann 
die Begünstigung des Gesetzes nur für vermögens- 
wirksame Leistungen an Arbeitnehmer im Sinne 
des Betriebsverfassungsgesetzes in Anspruch ge- 
nommen werden, d. h. nicht für Leistungen an lei- 
tende Angestellte, Vorstandsmitglieder usw. f und, 
wie sich aus § 10 Absatz 1 ergibt, nicht für Arbeit- 
nehmer mit Jahreseinkünften aus unselbständiger 
Arbeit über 15 000 DM. 

Das Betriebsverfassungsgesetz schließt die Fami- 
lienangehörigen des Arbeitgebers, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit dem Arbeitgeber leben, von dem 
Arbeitnehmerbegriff aus. Da ein Ausschluß dieses 
Personenkreises, soweit er in einem — auch steuer- 
lich anerkannten — - Arbeitsverhältnis beschäf- 
tigt ist, nicht gerechtfertigt erscheint, wird die ent- 
sprechende Vorschrift des Betriebsverfassungsge- 
setzes (§ 4 Absatz 2 Buchstabe f) als nicht anwend- 
bar erklärt. Hierdurch wird insbesondere den im 
Arbeitsverhältnis beschäftigten Familienangehöri- 
gen in Kleinbetrieben ermöglicht, die Förderungs- 
maßnahmen des Gesetzes in Anspruch zu nehmen. 

Zu § 2 

Absatz 1 der Vorschrift umschreibt den Begriff der 
vermögenswirksamen Leistung. Hierunter sind 
solche Zuwendungen des Arbeitgebers zu verste- 
hen, die nach den Vorschriften der unter a bis c 
angegebenen Gesetze in der Regel auf mindestens 
5 Jahre festgelegt sind. Auf diese Weise wird ins- 
besondere erreicht, daß die angestrebte Ansparung 
von Kleinvermögen sich in denjenigen Formen voll- 
zieht, die der Gesetzgeber bereits als förderungs- 
würdig angesehen hat. 

Auch die Vorschriften des Absatzes 2 dienen der 
Sicherstellung des Gesetzeszweckes; insbesondere 
im Hinblick auf die steuerlichen Vorschriften ist 
bestimmt, daß der Arbeitgeber die Beträge unmit- 
telbar an die Stelle (Kreditinstitut oder Bauspar- 
kasse) zu leisten hat, bei der die Festlegung erfol- 
gen soll. 

Zu § 3 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß, sofern nicht 
alle Arbeitnehmer in den Genuß der Leistungen des 
Arbeitgebers gelangen sollen, eine Abgrenzung des 
Kreises der Begünstigten nur nach sachgerechten 
Gesichtspunkten vorgenommen wird. 

Zu § 4 

Die Vorschrift enthält Rahmenbestimmungen über 
den Mindestinhalt von Betriebsvereinbarungen und 
Verträgen über vermögenswirksaine Leistungen 
der verschiedensten Art Sie gelten nicht für den 
Sonderfall der Ergebnisbeteiligung. 

Beruhen die Leistungen des Arbeitgebers auf (u. U. 
von Fall zu Fall abzuschließenden) Betriebsverein- 
barungen, so müssen sie die in Absatz 1 Buchsta- 
ben a bis c genannten Angaben enthalten. In die- 
sen Fällen kann die Betriebsvereinbarung die Art 
der vermögenswirksamen Anlage und die Stelle, 
bei der die Anlage erfolgen soll, mit bindender 
Wirkung für die Arbeitnehmer bestimmen. Soweit 


dies untunlich erscheint, vor allem, weil nicht alle 
Arbeitnehmer denselben Wohnort haben oder weil 
die Sparwünsche der Arbeitnehmer unterschiedlich 
sind, kann die Betriebsvereinbarung vorsehen, daß 
der Arbeitnehmer zwischen verschiedenen Arten 
der Anlage wählen oder die Stelle benennen kann, 
bei der die Festlegung erfolgen soll (Absatz 2). In 
diesen Fällen hat der Arbeitnehmer die Wahlmög- 
lichkeit vor Eintritt der Fälligkeit durch schriftliche 
Mitteilung an den Arbeitgeber auszuüben. Da an- 
dererseits nicht sicher ist, daß sämtliche Arbeitneh- 
mer rechtzeitig diese Erklärung abgeben, muß die 
Betriebsvereinbarung Vorsorge treffen, daß für die- 
jenigen Arbeitnehmer, die sich nicht fristgerecht 
geäußert haben, eine bestimmte Form der Anlage 
Platz greift. 

In Absatz 3 ist vorgesehen, daß bei Nichtbestehen 
einer Betriebsvereinbarung die Entschließungsfrei- 
heit des Begünstigten bezüglich der Art der ver- 
mögenswirksamen Anlage und der Stelle, bei der 
sie erfolgen soll, gewahrt bleibt. 

Zu §§ 5 und 6 

Aus § 5 ergibt sich, daß vermögenswirksame Lei- 
stungen insbesondere dann gefördert werden sollen, 
wenn sie auf Grund von Ergebnisbeteiligungen ge- 
währt werden, wie sie in den verschiedensten For- 
men bereits in zahlreichen Betrieben eingeführt 
sind. Für diese Fälle kann die allgemeine Vorschrift 
des § 4 keine Anwendung finden. Die in jener Vor- 
schrift enthaltenen Normen werden vielmehr durch 
die §§ 7 und 8 entsprechend den Besonderheiten 
der Ergebnisbeteiligung modifiziert. § 6 enthält eine 
allgemeine Bestimmung des Begriffs der Ergebnis- 
beteiligung, der bisher in der Gesetzessprache nicht 
eingeführt ist. Bei dieser Beteiligung handelt es 
sich um die Einräumung von Ansprüchen an die 
Arbeitnehmer nach Maßgabe des Leistungserfolges 
des Betriebes oder wesentlicher Betriebsteile. Der 
Unterschied zur marktabhängigen Gewinnbeteili- 
gung besteht darin, daß es sich um die Beteiligung 
an dem auf innerbetrieblichen Faktoren beruhen- 
den Betriebsergebnis handelt, das nicht zuletzt auf 
die verantwortungsbewußte Mitarbeit der Arbeit- 
nehmer zurückzuführen ist. Auf welche Weise die- 
ser Leistungserfolg in den Betrieben ermittelt wird, 
muß den Gegebenheiten im Einzelfall überlassen 
bleiben. So kann insbesondere abgestellt werden 
auf Materialersparnisse, Verminderung des Aus- 
schusses oder der Fehlzeiten, sorgfältige Wartung 
der Arbeitsgeräte und Maschinen, Verbesserung der 
Zusammenarbeit im Betrieb und zwischen den Be- 
triebsabteilungen, auf Verbesserung der Arbeits- 
methoden oder der Qualität der Erzeugnisse sowie 
auf Produktions- und Produktivitätssteigerungen. 

Die Ergebnisbeteiligung erfolgt grundsätzlich für 
den einzelnen Betrieb. Sie kann auf wesentliche 
Betriebsteile und darüber hinaus - — wie sich aus 
§ 3 ergibt — - auf bestimmte Gruppen von Arbeit- 
nehmern beschränkt werden. Andererseits soll es 
zulässig sein, auch die Gesamtbelegschaft eines 
Unternehmens oder Gruppen dieser Gesamtbeleg- 
schaft am Leistungserfolg zu beteiligen, zumal in 
vielen Fällen eine gewisse Arbeitsteilung zwischen 
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mehreren Betrieben desselben Unternehmens vor- 
ausgesetzt werden kann. 

Der Entwurf enthält in § 7 Rahmenbestimmungen 
für Einzelverträge mit Arbeitnehmern, in § 8 die 
entsprechenden Vorschriften über den Mindest- 
inhalt von Betriebsvereinbarungen. Die Einführung 
der Ergebnisbeteiligung ist völlig freiwillig. Die 
Frage der Auskunftspflicht des Arbeitgebers ist für 
alle Fälle der Ergebnisbeteiligung in § 9 geregelt. 

N ach Sinn und Zweck des Entwurfs, die Vermögens- 
bildung zu fördern, fallen unter seine Vorschriften 
nur solche Formen der Ergebnisbeteiligung, die 
ausschließlich zur vermögenswirksamen Anlage der 
Ergebnisanteile führen, nicht dagegen solche, die 
eine Barauszahlung der Anteile vorsehen. 

Zu § 7 

Die Vorschrift regelt den Mindestinhalt von Ver- 
trägen über die vermögenswirksame Ergebnisbetei- 
ligung. Dabei ist zu unterscheiden zwischen der 
zwingenden Vorschrift des Absatzes 1 und den Soll- 
Vorschriften des Absatzes 2. 

In Absatz 1 ist bestimmt, daß eine Ergebnisbeteili- 
gung nur dann vorliegt, wenn der Vertrag klar- 
stellt, an welcher Art von Ergebnis der Arbeitneh- 
mer beteiligt ist, von welchen Größen ausgehend 
dieses Ergebnis ermittelt wird (Bemessungsgrund- 
lage) und wie sich der Anteil des Arbeitnehmers 
an dem so ermittelten Ergebnis errechnet und für 
welchen Zeitraum die Ermittlung des Ergebnisses 
jeweils erfolgt (Berechnungszeitraum). 

Die Soll-Vorschriften des Absatzes 2 werden er- 
gänzt durch die subsidiären Normen des Absatzes 3, 
die eintreten für den Fall, daß Bestimmungen im 
Vertrage insoweit fehlen. 

Zu § 8 

§ 8 enthält Rahmenvorschriften für Betriebsverein- 
barungen. 

Unter den zwingenden Vorschriften des Absatzes 1 
entspricht der Buchstabe a dem § 7 Absatz 1 (vgl. 
die Begründung hierzu). Des weiteren muß die Be- 
triebsvereinbarung angeben, welche Arbeitnehmer 
beteiligt sind, wobei für die Abgrenzung der betei- 
ligten Arbeitnehmer die Grundsätze des § 3 An- 
wendung finden. Schließlich muß die Betriebsver- 
einbarung, wie im Falle des § 4 Absatz 1 Buch- 
stabe c, die Art der vermögenswirksamen Anlage 
und die Stelle, bei der sie erfolgen soll, angeben 
sowie bei Einräumung von Wahlmöglichkeiten der 
Arbeitnehmer eine dem § 4 Absatz 2 entsprechende 
Regelung vorsehen. 

Die Soll-Bestimmungen für den Inhalt der Betriebs- 
Vereinbarungen (Absatz 2) und die ersatzweise 
geltenden Normen des Absatzes 3 entsprechen § 7 
Absatz 2 und 3 mit denjenigen Abweichungen, die 
sich aus dem Wesen der Betriebsvereinbarung 
ergeben. 

Zu § 9 

Die Ergebnisbeteiligung kann ihrem Wesen nach 
nur dann erfolgreich sein, wenn die Arbeitnehmer 


überzeugt sind, daß die Errechnung der Ergebnis- 
anteile korrekt erfolgt. Andererseits besteht in den 
Betrieben häufig ein anzuerkennendes Interesse an 
der Geheimhaltung gerade derjenigen Größen, auf 
die sich die Ergebnisbeteiligung bezieht. Das Be- 
kanntwerden solcher Angaben kann die Stellung 
des Unternehmens im Wettbewerb schädigen. 

Bei Abwägung dieser Interessen sieht der Entwurf 
vor, daß zwar grundsätzlich ein Auskunftsrecht der 
Arbeitnehmer hinsichtlich der Richtigkeit der Be- 
rechnung der auf sie entfallenden Ergebnisanteile 
besteht. 

Seinem Wesen nach ist dieses Auskunftsrecht auf 
die Teile des betrieblichen Rechnungswesens be- 
schränkt, die als Grundlage der Berechnung der 
Ergebnisanteile vereinbart sind. Insoweit unter- 
scheidet sich das Auskunftsrecht des beteiligten 
Arbeitnehmers von dem weiter gehenden Auskunfts- 
recht des Gesellschafters, das sich grundsätzlich auf 
sämtliche Teile der Ergebnisrechnung (die gesamte 
Bilanz) erstreckt. 

Der Arbeitgeber soll andererseits je nach der Lage 
seines Betriebes zwei Möglichkeiten haben, durch 
die eine Offenlegung von Kalkulationsgrundlagen 
und Betriebsergebnissen vermieden wird. 

Nach Absatz 1 Satz 2 und 3 kann der Arbeitgeber 
verlangen, daß die beteiligten Arbeitnehmer aus 
ihrer Mitte nicht mehr als 3 Beauftragte wählen, die 
anstelle der Arbeitnehmer deren Auskunftsrecht 
ausüben. Diese Beauftragten sind im gleichen Um- 
fange zur Verschwiegenheit verpflichtet wie z. B. 
die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses nach § 68 
Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 55 Absatz 1 
Satz 1 Betriebsverfassungsgesetz. Die Schweige- 
pflicht besteht auch gegenüber den Mitgliedern des 
Betriebsrates. 

Soweit nach Ansicht des Arbeitgebers auch die 
Auskunftserteilung an einen so begrenzten Kreis 
von Arbeitnehmern nicht tunlich erscheint, kann 
der Arbeitgeber anstelle der Auskunft auch das 
Testat eines Wirtschaftsprüfers oder vereidig- 
ten Buchprüfers über die Richtigkeit der Berechnung 
der Ergebnisanteile vorlegen (Absatz 2). 

Schließlich kann jede andere Regelung der Aus- 
kunftserteilung einzelvertraglich oder durch Be- 
triebsvereinbarung festgelegt werden (Absatz 3). 

Zu § 10 

§ 10 regelt die steuerliche Behandlung der vermö- 
genswirksamen Leistungen an Arbeitnehmer, die 
der Arbeitgeber nach Maßgabe dieses Gesetzes er- 
bringt. Diese Leistungen gehören zum steuerpflich- 
tigen Arbeitslohn und sind grundsätzlich als „son- 
stige Bezüge" der Lohnsteuer zu unterwerfen. 

§ 10 Absatz 1 sieht vor, daß auf Antrag des Arbeit- 
gebers die auf diese Leistungen entfallende Lohn- 
steuer bei Arbeitnehmern, deren Jahresarbeitslohn 
im Sinne des Steuerrechts den Betrag von 15 000 DM 
nicht übersteigt, durch eine Pauschsteuer abgegol- 
ten wird. Dies gilt jedoch nur für vermögenswirk- 
same Leistungen, soweit sie bei dem einzelnen 
Arbeitnehmer im Kalenderjahr 312 DM nicht über- 
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steigen. Bei höheren Leistungen wird die Lohn- 
steuer von dem 312 DM übersteigenden Betrag nach 
den allgemeinen Vorschriften erhoben. Die vermö- 
genswirksamen Leistungen des Arbeitgebers, die 
nach dem vorliegenden Gesetz gefördert werden, 
sollen mit dem günstigen Pauschsteuersatz von 
10 v. H. besteuert werden. 

Absatz 2 bestimmt, daß der Antrag auf Pauschbe- 
steuerung für alle in einem Kalenderjahr nach die- 
sem Gesetz zu erbringenden vermögenswirksamen 
Leistungen des Arbeitgebers zu stellen ist und daß 
der Arbeitgeber sich verpflichten muß, die Lohn- 
steuer zu übernehmen. Liegen die Voraussetzungen 
für die Pauschbesteuerung vor, so setzt das Finanz- 
amt die Pauschsteuer fest. Mit der Zahlung der 
Pauschsteuer durch den Arbeitgeber ist die auf die 
erbrachten Leistungen entfallende Einkommensteuer 
des Arbeitnehmers abgegolten. 

Absatz 3 ermächtigt die Bundesregierung, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates das Verfahren zur An- 
wendung des Pauschsteuersatzes durch Rechtsver- 
ordnung zu regeln, sowie Vorschriften über die 
Nachforderung der Lohnsteuer für die Fälle zu er- 
lassen, in denen sich nachträglich herausstellt, daß 
die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des 
Pauschsteuersatzes nicht Vorgelegen haben, z. B. 
weil der Jahresarbeitslohn des Arbeitnehmers 
15 000 DM überstiegen hat, weil die in § 3 des 
Gesetzes vorgeschriebene gleichmäßige Behandlung 
der Arbeitnehmer nicht beachtet worden ist oder 
weil die Voraussetzungen des § 2 des Gesetzes (An- 
lagezwang) nicht gegeben waren. 

Zu § 11 

Die Vorschrift sieht vor, daß vermögenswirksame 
Leistungen des Arbeitgebers bei dem begünstigten 
Arbeitnehmer im bestimmten Umfange kein Entgelt 
im Sinne der Sozialversicherung sind und damit bei 
der Berechnung der Beiträge zur Sozialversicherung 
einschließlich der Arbeitslosenversicherung (im 
weiteren Sinne Sozialversicherung) außer Ansatz 
bleiben. Neben der in § 10 vorgesehenen lohnsteuer- 
lichen Vergünstigung stellt sie mithin vermögens- 
wirksame Leistungen, die zusammen mit anderen 
Aufwendungen des Arbeitgebers für die Zukunft- 
sicherung des Arbeitnehmers 312 DM im Kalender- 
jahr nicht übersteigen, auch von sozialen Lasten 
frei. Diese Regelung, die im geltenden Recht be- 
reits für Aufwendungen des Arbeitgebers zur 
Zukunftsicherung des Arbeitnehmers gilt, beruht 
auf dem Gedanken, daß von Leistungen des Arbeit- 
gebers zugunsten des Arbeitnehmers, die neben 
dem eigentlichen Arbeitsentgelt gewährt werden 
und dem Arbeitnehmer zum Verbrauch nicht zur 
Verfügung stehen, jedenfalls dann keine Beiträge 


zur Sozialversicherung erhoben werden sollen, 
wenn sie der Zukunftsicherung des Arbeitnehmers 
oder vergleichbaren Zwecken dienen. 

In besonders umfassenden Maße ist von dieser 
Möglichkeit zugunsten der Arbeitnehmer des öf- 
fentlichen Dienstes durch Einrichtungen der Zusatz- 
versicherung Gebrauch gemacht worden, während 
in der Privatwirtschaft die sozialversicherungsrecht- 
liche Freistellung vornehmlich von Großbetrieben 
und von Betrieben bestimmter Wirtschaftszweige in 
Anspruch genommen wird. 

Da solche Leistungen des Arbeitgebers eine zusätz- 
liche Sicherung des Arbeitnehmers bezwecken, die 
neben die in erster Linie durch die Sozialversiche- 
rung garantierte Sicherung tritt und diese nur 
ergänzen soll, erscheint es nicht erforderlich, sie 
bei der Beitragsberechnung zu berücksichtigen und 
damit im Ergebnis eine zusätzliche Sicherung zum 
Gegenstand der primären Sicherung durch die So- 
zialversicherung zu machen. Dies gilt auch für 
vermögenswirksame Leistungen nach diesem Ge- 
setzentwurf, weil sie ausschließlich der zusätzlichen 
Sicherung des Arbeitnehmers durch Bildung von 
Vermögen, auf das er bei Eintritt von Wechsel- 
fällen des Lebens in Ergänzung der ihm durch die 
Sozialversicherung zu gewährenden Leistungen 
zurückgreifen kann, dienen soll. 

Allerdings kann eine solche Betrachtungsweise — 
wie es schon in der vorgesehenen Begrenzung auf 
312 DM im Kalenderjahr zum Ausdruck kommt — 
nicht unbeschränkt gelten. Wenn nämlich solche 
Leistungen des Arbeitgebers eine gewisse Höhe 
überschreiten, besteht die Gefahr, daß sie sich zu 
Lasten des eigentlichen Lohnes und damit nachteilig 
auf den der Sozialversicherung eigenen Zweck, 
einen dem Arbeitsleben entsprechenden Lebens- 
standard zu erhalten, auswirken. Die Förderung von 
vermögenswirksamen Leistungen des Arbeitgebers 
nach diesem Gesetz wird deshalb zusammen mit 
anderen Leistungen des Arbeitgebers für die zu- 
sätzliche Sicherung, soweit die Sozialversicherung 
in Betracht kommt, bei dem in der Vorschrift vorge- 
sehenen Betrag von 312 DM im Kalenderjahr ihre 
Grenze finden müssen. 

Zu § 12 

Im Zuge der Einführung von Bundesrecht im Lande 
Berlin erscheint es zweckmäßig, dieses Gesetz auch 
auf das Land Berlin zu erstrecken. 


Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zum Gesetzentwurf 

Der vorliegende Entwurf ist ein grundsätzlich be- 
grüßenswerter Versuch, die Sparfähigkeit der 
Arbeitnehmer zu stärken. Zu einer wirksamen 
Vermögensbildung kann er dagegen kaum bei- 
tragen, weil die für die Förderung vorgesehene 
Höchstgrenze von 312 DM jährlich je Arbeit- 
nehmer nicht zur Bildung eines Vermögens aus- 
reicht. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens muß daher geprüft werden, ob mit 
diesem Gesetzentwurf das der Bundesregierung 
vorschwebende Ziel erreicht werden kann. 

Die vorgesehene Ergebnisbeteiligung nach den 
§§ 5 bis 9 des Entwurfs ist ein Prämienlohn mit 
Zwangssparcharakter. Seine exakte Ermittlung 
dürfte in Anbetracht der betriebswirtschaftlich 
immer noch nicht einwandfrei gelösten Zuord- 
nungsprobleme auf erhebliche Schwierigkeiten 
stoßen. Hinsichtlich der Kosten und der Gesanit- 
nachfrage hat er die gleiche Auswirkung wie 
eine Lohnerhöhung. Er wird als Kostenfaktor bei 
der Preiskalkulation berücksichtigt werden. Die 
vermögenswirksamen Leistungen wirken wie 
j ede Lohnerhöhung gesamtnachfragesteigernd, 
hier allerdings insbesondere auf dem Investi- 
tionsgütersektor. 

Es ist im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, wie vermieden werden kann, daß 
durch dieses Gesetz ein unerwünschtes soziales 
Gefälle innerhalb der Wirtschaft zwischen wirt- 
schaftlich leistungsfähigen und wirtschaftlich we- 
niger leistungsfähigen Unternehmen und inner- 
halb der Unternehmungen zwischen bevorzugten 
und nicht berücksichtigten Arbeitnehmern oder 
Arbeitnehmergruppen entsteht oder verstärkt 
wird. Gleichzeitig muß im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens geprüft werden, wie 
verhindert werden kann, daß als unbeabsichtigte 
Auswirkung dieses Gesetzes ein verstärkter Ab- 
werbungssog zum Nachteil von Klein- und Mit- 
telunternehmen und von wirtschaftlichen Not- 
standsgebieten einsetzt. 

Trotz der Bedenken wird der Entwurf im Grund- 
satz bejaht, weil er als erster, wenn auch be- 
scheidener Versuch zur staatlichen Förderung 
nicht nur der Sparwilligkeit, sondern auch der 
Sparfähigkeit der Arbeitnehmer betrachtet wird. 


2. In § 1 Abs. 2 Satz 2 

sind anstelle der Worte „Buchstaben i“ die 
Worte „Buchstaben f, c und" einzufügen. 


Begründung 

Nach dem Entwurf gelten u. a. die in § 4 Abs. 2 
Buchstabe c des Betriebsverfassungsgesetzes auf- 
geführten leitenden Angestellten nicht als Ar- 
beitnehmer, denen die Vorteile der Neuregelung 
zugute kommen sollen. Diese Regelung würde 
nicht dem Umstand gerecht werden, daß auch 
leitende Angestellte zu dem Kreis von Einkom- 
mensbeziehern gehören können, für den die Ge- 
währung vermögenswirksamer Leistungen nach 
der Zielsetzung des Gesetzes gerechtfertigt ist; 
sie nur wegen ihrer Stellung von sozialen Vor- 
teilen auszunehmen, erscheint nicht angebracht. 

3. Zu § 3 

a) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, ob in § 3 die Worte 
„entweder", „oder Gruppen von Arbeitneh- 
mern" und „die nach Tätigkeitsmerkmalen, 
Berufsausbildung, Dauer der Berufszugehö- 
rigkeit oder nach ähnlichen Merkmalen abge- 
grenzt sind" zu streichen sind. 

Die Beschränkung der vermögenswirksamen 
Leistungen auf einzelne Arbeitnehmergrup- 
pen innerhalb eines Betriebes kann zum 
Nährboden ständiger betrieblicher Unzufrie- 
denheit werden. 

Hinzu kommt, daß die Ergebnisbeteiligung 
nach den §§ 5 bis 9 des Entwurfs an den Lei- 
stungserfolg des Betriebes oder der Betriebs- 
teile anknüpfen soll. Ist schon die Ermittlung 
des auf innerbetrieblichen Faktoren beru- 
henden Betriebsergebnisses schwierig, dürfte 
die Zuordnung des Leistungserfolges in einem 
rationalisierten, eng verflochtenen und ar- 
beitsteiligen Betrieb auf einzelne Arbeitneh- 
mergruppen unmöglich sein. Durch eine 
solche Regelung würde die Verwaltungs- 
arbeit bei den Finanzämtern erheblich er- 
leichtert werden. 

b) Folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

„(2) Die vermögenswirksamen Leistungen 
können nur Arbeitnehmern zugesagt werden, 
die mindestens drei Jahre ununterbrochen 
dem Betrieb angehören." 

Begründung 

In der grundsätzlichen Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf (lfd. Nr. 1) wird ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß das Gesetz als un- 
beabsichtigte Auswirkung einen verstärkten 
Abwerbungssog zum Nachteil von Klein- und 
Mittelunternehmen zur Folge haben kann. 


9 



Drucksache 2390 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Vermögenswirksame Zuwendungen werden ! 
vielfach nur in Großbetrieben möglich sein, ; 
da im allgemeinen nur diese im Hinblick auf 
ihre größere wirtschaftliche Kraft in der Lage | 
sein werden, entsprechende Zuwendungen an j 
Arbeitnehmer ohne fühlbare Auswirkung auf : 
die Gewinnlage und auf den Preis ihrer Er- 
zeugnisse zuzusagen. Dagegen werden zahl- 
reiche Klein- und Mittelunternehmen und vor 
allem Betriebe in wirtschaftlich benachteilig- 
ten Gebieten häufig zu entsprechenden Lei- 
stungen nicht in der Lage sein. Es entsteht 
überdies die Gefahr, daß die Zusage der ver- 
mögenswirksamen Leistungen bei der der- 
zeitigen Arbeitsmarktlage in zunehmendem 
Maße von den stärkeren Unternehmen als 
Abwerbungsmittel, von den Arbeitnehmern 
als Mittel zur Durchsetzung höherer Arbeit- 
geberleistungen benutzt wird. Damit würde 
aber das unerwünschte soziale Gefälle inner- 
halb der Wirtschaft zwischen wirtschaftlich 
leistungsfähigen und weniger leistungsfähi- 
gen Unternehmen über den derzeitigen Stand 
hinaus verstärkt. Ähnliche Schwierigkeiten 
könnten sich von Branche zu Branche im Hin- 
blick auf ihre unterschiedliche Konjunktur- und 
Struktursituation ergeben. 

Dieser nicht beabsichtigten, aber bei der jet- 
zigen Lage des Arbeitsmarkts kaum zu ver- 
meidenden Entwicklung wirkt die Bindung 
der Zusage vermögenswirksamer Leistungen 
an eine bestimmte Dauer der Betriebszuge- 
hörigkeit entgegen, da dem abgeworbenen 
Arbeitnehmer die vermögenswirksamen Lei- 
stungen erst nach Ablauf der vorgesehenen 
Dauer der Betriebszugehörigkeit zugesagt | 
werden können. Damit entfällt der Anreiz, die 
Zusage vermögenswirksamer Leistungen als i 
Mittel der Abwerbung einzusetzen. Gleichzei- j 
tig wird mit der Einschränkung der Zusage 
vermögenswirksamer Leistungen deren Cha- 
rakter als Treueprämie stärker betont und 
ihre eigentliche Funktion des Anreizes zur 
Leistungssteigerung hervorgehoben. 

4. § 4 Abs. 3 

Vor dem Wort „Zustimmung" ist das Wort 
„schriftlichen" einzufügen. 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß zu Streitig- 
keiten führende Mißverständnisse ausgeschallet 
werden. 

5. § 7 wird § 8; § 8 wird § 7. 

Begründung 

Auch bei Vereinbarungen über Ergebnisbetei- 
ligungen müssen die gesamtvertraglichen Rege- 
lungsmöglichkeiten den Vorrang haben. 

b. neuer § 7 Abs. 3 (früher § 8 Abs. 3) 

fn Buchstaben a und c wird jeweils „§ 7 “ durch | 
„§ 8" ersetzt. 


Begründung 

Folge der Umstellung von §§ 7 und 8 (lief. Nr. 5). 

7. neuer § 8 Abs. 3 Buchstabe d (bisher § 7 Abs. 3 
Buchstabe d) 

Buchstabe d wird wie folgt ergänzt: 

„Absatz 3 Buchstabe a gilt entsprechend." 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß auch der vor- 
zeitig ausscheidende Arbeitnehmer Kenntnis von 
der Höhe und Fälligkeit seines Ergebnisanteils 
erlangt. 

8 § 9 Abs. 1 

a) Nach Satz 2 ist folgender Satz einzufügen: 

„Ist in dem Betrieb ein Betriebsrat vorhan- 
den, so bestimmt dieser aus dem Kreis der 
beteiligten Arbeitnehmer die Beauftragten 
zur Wahrnehmung dieser Auskunftrechte." 

Begründung 

Es handelt sich um die Ausübung einer typi- 
schen Funktion des Betriebsrates nach § 54 
des Betriebsverfassungsgesetzes, überdies 
müssen die Beauftragten nach ihrer Sach- 
kenntnis ausgewählt werden. Der Antrag 
lehnt sich an die Regelung in § 68 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes an. 

b) Absatz 1 ist am Schluß durch folgenden Satz 
zu ergänzen: 

„Die Beauftragten dürfen wegen ihrer Tätig- 
keit nicht benachteiligt werden." 

Begründung 

Die Ergänzung wird zum Schutz der Beauf- 
tragten für erforderlich gehalten. 

9. § 12 

erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. " 

Begründung 

In der Berlin-Klausel muß neben § 13 Abs. 1 
auch auf § 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes Bezug genommen werden, weil der vor- 
liegende Gesetzentwurf in § 10 abgaberechtliche 
Vorschriften enthält. 

Der Zusatz bezüglich der Geltung der Rechtsver- 
ordnungen in Berlin ist ebenfalls aufzunehmen, 
da § 10 Abs. 3 eine Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen enthält. 

Die neue Fassung des § 12 entspricht dem Kabi- 
iiettsbeschluß über die Fassung der Vorschriften 
zur Erstreckung von Bundesrecht auf Berlin (Ber- 
lin-Klausel). 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


i. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates zu Nr. 2 (§ 1 Abs. 2 
Satz 2), zu Nr. 4 (§ 4 Abs. 3), zu Nr. 7 (§ 7 Abs. 3 
Buchstabe d) f zu Nr. 8 b) (§9 Abs. 1) und zu Nr. 9 
(§ 12) zu. 

II. Zu den übrigen Vorschlägen 

Zu Nr. 3 (§ 3) 

Der Bundesrat empfiehlt, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die Be- 
schränkung der Leistungen auf Gruppen von Arbeit- 
nehmern ausgeschlossen werden sollte, so daß ver- 
mögenswirksame Leistungen immer an die Gesamt- 
heit der Arbeitnehmer erbracht werden müßten. 
Dieser Anregung sollte nicht gefolgt werden, da sie 
die Einführung von Ergebnisbeteiligungen, insbe- 
sondere von solchen, die einen pr oduktivi Labs Lei - 
gernden Effekt ausüben, in vielen Betrieben er- 
schweren, wenn nicht verhindern würde. 

Diese Anregung steht außerdem im Widerspruch zu 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Einfügung, ver- 
mögenswirksame Leistungen nur Arbeitnehmern zu 
gewähren, die mindestens drei Jahre ununterbro- 
chen dem Betrieb angehören. Hierdurch würde zwei- 
fellos die Ergebnisbeteiligung auf bestimmte Grup- 
pen von Arbeitnehmern beschränkt werden. 

Dem Vorschlag des Bundesrates [Nr. 3 b) der Vor- 
schläge des Bundesrates], die Vermögens wirksamen 
Leistungen auf Arbeitnehmer zu beschränken, die 
mindestens drei Jahre dem Betrieb angehört haben, 
kann ebenfalls nicht zugestimmt werden. Eine der- 
artig starre Mindestgrenze der Betriebszugehörig- 
keit widerspricht der Grundkonzeption des Gesetz- 
entwurfs, den Beteiligten ein möglichst großes Maß 
an Freiheit bei der Gestaltung von vermögenswirk- 
samen Leistungen einzuräumen. Außerdem würde 
hierdurch die Freizügigkeit der Arbeitnehmer einge- 
schränkt und bewirkt, daß u. U. gerade Arbeitneh- 
mer mit überdurchschnittlichen Leistungen zeitwei- 
lig von vermögenswirksamen Zuwendungen ausge- 
schlossen werden müßten. Dies würde insbesondere 
auch nicht mit dem Gedanken einer leistungsbezo- 
genen Ergebnisbeteiligung vereinbar sein. 

Die in der Begründung des Bundesrates angeführte 
Besorgnis, daß die Gewährung von vermögenswirk- 
samen Leistungen als Mittel der Abwerbung von 
Arbeitnehmern zu Lasten von Klein- und Mittelbe- 
trieben benutzt werden könnte, würde dann von Be- 
deutung sein, wenn nicht andere betriebliche Sozial- 


leistungen in jeder beliebigen Höhe gewährt wer 
den könnten. Ertragsstarke Unternehmen sind im- 
mer in der Lage, betriebliche Sozialleistungen als 
Anreiz zum Arbeitsplatzwechsel zu bieten, die u. U. 
nicht den gleichen gesellschaftspolitisch erwünschten 
Effekt wie vermögenswirksame Zuwendungen ha- 
ben. 

Zu Nr. 5 (§§ 7 und 8) 

Der Bundesrat schlägt vor, die §§ 7 und 8 auszutau- 
schen, da die gesamtvertraglichen Regelungsmög- 
lichkeiten den Vorrang haben müßten. 

Der Vorschlag des Bundesrates steht in unmittelba- 
rem Zusammenhang mit den Empfehlungen des fe- 
derführenden Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
; politik zu § 4. Da diese vom Bundesrat nicht ange- 
nommen wurden, besteht kein Bedürfnis, den Ände- 
rungsvorschlägen zu §§ 7 und 8 zu folgen. Nach Auf- 
i fassung der Bundesregierung stehen im übrigen ein- 
I zelvertragliche Vereinbarungen und Betriebsverein- 
| barungen gleichberechtigt nebeneinander, ein Vor- 
| rang der Betriebsvereinbarung ist jedenfalls nicht 
j gegeben. 

j Damit entfällt auch die vom Bundesrat vorgesctüa- 
I gene Änderung zu Nr. 6 (§ 8 Abs. 3). 

| Zu Nr. 8 a) (§9 Abs. 1) 

! 

I Der Bundesrat schlägt vor, in Absatz 1 eine Bestim- 
| mung einzufügen, nach der in Betrieben, in denen 
ein Betriebsrat vorhanden ist, dieser aus dem Kreis 
der beteiligten Arbeitnehmer die Beauftragten zur 
Wahrnehmung der Auskunftsrechte bestimmt. 

Der Vorschlag bedeutet eine unnötige Einschrän- 
kung der im Gesetzentwurf vorgesehenen freien Ge- 
staltungsmöglichkeit des Auskunftsrechts. Es soll 
den beteiligten Arbeitnehmern überlassen bleiben, 
in welcher Weise sie die Beauftragten zur Wahrung 
des Auskunftsrechts wählen. Im übrigen ergibt sich 
die Möglichkeit einer Einschaltung des Betriebs- 
rates aus § 9 Abs. 3; sie braucht deshalb nicht be- 
sonders erwähnt zu werden. Dem Vorschlag des 
Bundesrates wird aus diesen Gründen nicht zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 8 b) (§9 Abs. 1) 

i 

I Dagegen bestehen keine Bedenken, den vom Bun- 
j desrat vorgeschlagenen Satz „Die Beauftragten dür- 
; fen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt wer- 
■ den." anzufügen. 
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